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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Stimmung in der Bevdlkerung

Die internationale Wirtschaftskrise schlug sich auf das Sorgenbarometer nieder, eine
jahrlich von der GfS-Bern im Auftrag der Crédit Suisse durchgefihrte Befragung von
rund 1000 Personen zu den Sorgen der Bevolkerung. Zwar war die Sorge um
Arbeitslosigkeit wie bereits im Vorjahr auf Rang 1 (52% der Befragten nannten die
Arbeitslosigkeit als grosste Sorge), die Sorge um die Wirtschaftsentwicklung (35%; Rang
3; Vorjahr Rang 14) und um die Finanzmarkte (30%; Rang 4; Vorjahr Rang 13) rlckten
aber scheinbar stark ins Bewusstsein. Nach wie vor grosse Sorgen machen sich die
Befragten auch zum Thema Auslander (36%; Rang 2; Vorjahr Rang 5). Nach hinten
rutschten die Sorgen um AHV und Altersvorsorge (27%; Rang 6; Vorjahr Rang 2).

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Als mit der Verscharfung der internationalen Finanzkrise im Sommer und Frihherbst
immer mehr Staaten Konjunkturférderungsprogramme sowie Garantien und
Kapitalspritzen fur Banken und andere private Unternehmen ankilndigten, sah es zuerst
noch danach aus, als ob die Schweiz auf derartige staatliche Interventionen in die
Marktwirtschaft wirde verzichten kénnen. Der Bundesrat und die Bankenvertreter
wiesen auf die gesunde Struktur der beiden Grossbanken UBS und CS und ihre
ausreichende Kapitaldecke hin. Am 16. September, nach dem Zusammenbruch der
amerikanischen Bank Lehman Brothers und dem massiven Kurssturz an den
Aktienbdrsen, war es dann auch in der Schweiz so weit: Der Bundesrat klindigte ein
Hilfspaket von rund 68 Mia Fr. fur die in grosse Schwierigkeiten geratene UBS an. Dieser
vom Betrag her unvorstellbar massive Staatseingriff sei notwendig, um den
Zusammenbruch der Bank zu verhindern. Dabei gehe es weniger um die Rettung der
Bank an sich, als vielmehr um die Rolle, welche diese Uber ihre Zahlungs- und
Kreditfunktion fir die gesamte nationale Wirtschaft spiele. Dass sich der Staat in
diesem Ausmass an der Rettung einer durch eigenes Fehlverhalten in die Krise
geratenen privaten Firma beteiligt, wurde allgemein als Stindenfall bezeichnet. Dieser
sei aber, so lautete der Tenor sowohl in den Medien als auch bei den Parteien,
angesichts des Risikos eines Zusammenbruchs der gesamten Wirtschaft notwendig
gewesen. In der Parlamentsdebatte zu den Stltzungsmassnahmen sparte die politische
Linke nicht mit ihrer grundsatzlichen Kritik an den deregulierten Finanzméarkten sowie
an den Prinzipien der Liberalisierung der Wirtschaft insgesamt. Einig war man sich von
links bis rechts, dass die Probleme der UBS und anderer Konzerne gewisse neue
Gefahren der liberalisierten und vor allem globalisierten Wirtschaft fur die nationalen
Volkswirtschaften aufgezeigt hatten. Im Einverstandnis mit dem Bundesrat Uberwies der
Nationalrat eine Motion der SVP-Fraktion (08.3649), welche die Einsetzung einer
Expertengruppe fur eine entsprechende Analyse verlangt. '

Konjunkturlage- und politik

Dank der weiterhin guten Wirtschaftslage konnten die Behdrden auf besondere
konjunkturpolitische Aktivitaten verzichten. Daran vermochte auch der Bérsenkrach
vom 19. Oktober nichts zu &ndern. Zwar fuhrten im Nationalrat dringliche
Interpellationen der Fraktionen der Freisinnigen (D.Ip. 87.930), der SP (D.Ip. 87.932) und
der SVP (D.Ip. 87.931) zu einer allgemeinen Aussprache Uber die Konsequenzen des
Sturzes der Aktienkurse und des Wertes des Dollars auf die Wirtschaft und die
Beschaftigung. Dabei Uberwog die auch von Wissenschaftern und anderen Analytikern
geteilte Meinung, dass der Borsenkrach nicht konjunkturelle Ursachen habe, sondern
vielmehr in einer Krise des Finanzmarktes begriindet sei. Da sich der Wert des
Schweizer Frankens im Gleichschritt mit anderen Wahrungen gegentber dem Dollar
verteuert hatte, wurden auch die Gefahren fur die Exportwirtschaft als relativ gering
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eingestuft. Konjunkturpolitische Stitzungsmassnahmen dréngten sich angesichts des
ungebrochenen Wachstums keine auf und wurden auch nicht verlangt. Immerhin
forderte im Nationalrat der Gewerkschafter Reimann (sp, BE) den Bundesrat auf, solche
in Bereitschaft zu halten. ?

Wettbewerb

Obwohl sich die realen Detailhandelsumsatze im Jahresdurchschnitt um 2.3 Prozent
ausgeweitet hatten (1976: -0.3%) blieb der Wettbewerb zwischen den Verkaufsstellen
nach wie vor sehr ausgepragt. Die Inhaber von kleinen Laden flhlten sich insbesondere
durch die Preisunterbietungen der Discount-Ladenketten bedroht und verlangten
deshalb eine dringliche Revision des Gesetzes liber den unlauteren Wettbewerb.
Gegen Jahresende beauftragte der Bundesrat eine Kommission mit der Ausarbeitung
eines Revisionsvorschlags, in welchem vor allem das Problem der Lockvogelverkaufe
sowie die Ausverkaufsordnung klarer als bis anhin geregelt werden soll. Die gefahrdeten
Kleinhandler forderten im weitern ein Verbot fir neue Einkaufszentren; dieses Anliegen
wurde, gestitzt auf vorwiegend raumplanerische Argumente, von einigen
Kantonsregierungen aufgenommen: In den Kantonen Neuenburg und Luzern
befurworteten die Parlamente die Einfuhrung von Spezialbewilligungen flr die
Errichtung von Zentren mit mehr als 1'000 m2 Verkaufsflache. Im Kanton Schwyz
hingegen lehnten die Stimmburger eine ahnliche Vorlage mit 14'688 Nein: 14'555 Ja
knapp ab. Eine Neufassung des Kartellgesetzes zur Verbesserung des Wettbewerbs
scheint dem Bundesrat vorderhand nicht dringlich zu sein, erlaubte er doch der seit
1974 tagenden Revisionskommission, ihren Entwurf noch einer zweiten Lesung zu
unterziehen. Auf Kritik stiess eine Untersuchung der Eidg. Kartellkommission tber den
Tabakverkauf, da darin die Tabakpreisbindung als Mittel zur Erhaltung von Kiosken und
andern Kleinverkaufsstellen gutgeheissen wurde. 3

Der Wettbewerb ist unbestrittenermassen eine Grundvoraussetzung flur das optimale
Funktionieren des marktwirtschaftlichen Systems. Da die Schweiz als eines der
kartellreichsten Lander der Welt gilt, ist es nicht erstaunlich, dass gerade von
engagierten Verteidigern der Marktwirtschaft die Verscharfung des Kartellgesetzes
gefordert wurde. Die erweiterte Kartellkommission, welche sich seit mehr als vier
Jahren mit der Uberarbeitung der geltenden Bestimmungen befasst, legte gegen
Jahresende ihren Revisionsentwurf vor. Das neue Gesetz, das der Bundesrat in die
Vernehmlassung gab, soll keine grundlegende Verédnderung der bisherigen Praxis
bringen. Im Vordergrund steht nach wie vor die Bekdmpfung von Missbrauchen, nicht
aber das Verbot der Kartellbildung an sich. Weniger nachsichtig soll jedoch in Zukunft
das Vorgehen von Kartellen gegen Aussenseiter beurteilt werden. Boykotte und ahnliche
Kampfmassnahmen sollen nur noch zuldssig sein, wenn das Kartell einem
ausgewiesenen gesamtwirtschaftlichen Interesse entspricht. Dass ausgerechnet ein
Vertreter des Vororts und der Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes gegen
diese vermehrte Betonung des Wettbewerbsgedankens opponierten, trug ihnen von der
NZZ harte Kritik und die wenig schmeichelhafte Bezeichnung «Verballiberale» ein. Im
neuen Gesetz ist im weiter vorgesehen, dass die Kartelle ihre Preisfestlegungen
begriinden mussen und die Kartellkommission unter Umstanden deren Herabsetzung
anordnen kann. Mit dieser Bestimmung wirde auch einem Teil der bei der
Auseinandersetzung um die Fortfuhrung der Preisuberwachung erhobenen
Forderungen Rechnung getragen. *

Le débat sur le tourisme d'achat anime les rubriques des journaux helvétiques depuis
de nombreuses années. L'abandon du taux plancher, et donc le franc fort, souffle
encore, depuis quelques années, sur les braises enflammées de ce débat de société.
D'aprés une statistique de de l'institut de recherche GfK, le tourisme d'achat sur
internet a fortement augmenté en 2016. Avec une hausse de 18 pour cent, le tourisme
d'achat sur internet s'est approché de la barre des 8 milliards de francs suisses. Cette
hausse a été particulierement dopée par le commerce d'achat en Chine avec
notamment la plateforme Aliexpress. °
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L'annonce du possible rachat d'UPC par Sunrise a fait couler beaucoup d'encre en
Suisse. La Commission de la concurrence (Comco) a saisi le sujet afin de vérifier le
risque d'abus de position dominante. Pour sa part, la stratégie de Sunrise vise
|'émancipation en évitant de payer annuellement & Swisscom un montant de 100
millions pour utiliser son réseau fixe. La procédure d'analyse de la Comco durera 4
mois. °©

Aprés des longs mois d’enquétes, la COMCO a donné son verdict sur I'affaire du cartel
de la construction routiére dans le canton des Grisons. Une amende, pour accords de
soumission illicites, de CHF 11 millions a été adressée aux entreprises impliquées. En
effet, durant de nombreuses années, plusieurs entreprises du canton des Grisons se
sont entendues sur les prix des offres et sur les adjudications pour des montants totaux
équivalents & CHF 190 millions. ’

La Commission de la concurrence (COMCO) a ouvert une enquéte sur un éventuel
cartel dans le commerce de détail. Des entreprises comme Manor, Loeb, Landi ou
encore Volg sont dans le viseur de la COMCO. Plus précisément, ces entreprises
auraient restreint la libre concurrence en imposant aux fournisseurs |'utilisation de
services de facturation Markant. L'enquéte est ouverte. ®

Wirtschaftsordnung

Drastischer als alle wissenschaftlichen Analysen und Prognosen flhrten Katastrophen
wie der Reaktorunfall in Tschernobyl (UdSSR), der Chemiebrand bei Basel und das
Waldsterben der Offentlichkeit und den politischen und wirtschaftlichen
Flhrungskraften vor Augen, dass sich auf die Dauer die Fortflihrung des bisherigen
weitgehend quantitativen Wirtschaftswachstums nicht mit dem Ziel der Erhaltung einer
einigermassen intakten Umwelt vereinbaren lasst. Die Diskussionen um das als optimal
erachtete Wirtschaftssystem entfernten sich vom traditionellen Gegensatz zwischen
freier Marktwirtschaft und staatlicher Lenkung. Insbesondere bei der politischen
Linken und den Gewerkschaften, aber - zumindest ansatzweise - auch bei den
Unternehmern und den burgerlichen Parteien setzte sich vermehrt die Erkenntnis von
der Notwendigkeit einer 6kologisch orientierten Wirtschaft durch. Auf burgerlicher
Seite war insbesondere nach der Chemiekatastrophe bei Basel eine Zunahme der
Einsicht in die Notwendigkeit staatlicher Regelungs- und Uberwachungsfunktionen
splrbar (vgl. dazu die Voten von Nationalrat Feigenwinter (cvp, BL) und Nationalrat
Bremi (fdp, ZH) anlésslich der Parlamentsdebatte. Ob dieses Ziel mit
marktwirtschaftlichen Steuerungsmitteln, wie beispielsweise der Internalisierung
externer Kosten (Verursacherprinzip), oder mit staatlichen Verboten erreicht werden
kann, wird zunehmend von einer Prinzipien- zu einer blossen Zweckmassigkeitsfrage. °

Wie die neue Wirtschaftsweise und der Weg zu ihr aussehen kénnte, legte eine vom
Bundesrat eingesetzte Expertenkommission dar. Das zu erreichende Ziel einer primar
auf qualitatives Wachstum ausgerichteten Wirtschaft definierte die Gruppe als
Zunahme der individuellen und der gesellschaftlichen Lebensqualitit, die mit
geringerem oder zumindest nicht ansteigendem Einsatz von nicht vermehrbaren oder
regenerierbaren Ressourcen und mit reduzierter oder zumindest nicht zunehmender
Umweltbelastung erzielt wird. Der Bericht der Expertenkommission geht davon aus,
dass der Entwicklung und Anwendung neuer Technologien bei der Durchsetzung dieser
Leitidee eine grosse Bedeutung zukommt. Nur ein rohstoffschonender
Wertschopfungsprozess unter Verwendung der neuesten informations-, gen- und
biotechnologischen Erkenntnisse erlaube es der Wirtschaft, sich im internationalen
Konkurrenzkampf zu behaupten und zugleich den Anliegen des Umweltschutzes zu
genugen. Diese Umstellung stellt fur Individuen und Unternehmen erhdhte Anspriche
namentlich in bezug auf Kreativitdét und Qualifikation. Fur das Wirtschaftssystem
verlangen die Experten einen Abbau von Wettbewerbsbehinderungen und von
strukturbewahrenden Massnahmen. Im Bereich der Umweltschutzpolitik soll der Staat
dem Verursacherprinzip mit der Inrechnungstellung externer Kosten und mit
finanziellen Anreizen vermehrt Nachachtung verschaffen. Weitere Analysen der Studie
beziehen sich auf einzelne Politikbereiche und auf die Funktionsweise des politischen
Systems. ©

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1986
HANS HIRTER

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.02.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

In ersten Reaktionen wurde das Bestreben anerkannt, eine umfassende Gesamtschau
vorzunehmen und zum Teil neue, zum Teil bekannte, jedoch heftig umstrittene
Massnahmen vorzuschlagen. Kritisiert wurde hingegen, insbesondere von
Unternehmerseite, dass das Bemihen der pluralistisch zusammengesetzten
Expertengruppe um Einstimmigkeit sich in einer Vielzahl von widersprichlichen
Postulaten niederschlage. So etwa, wenn einerseits die Erweiterung des personlichen
Handlungsspielraums gefordert und andererseits staatliche Lenkungsmassnahmen
zugunsten des Umweltschutzes befiirwortet werden. Der Bundesrat nahm vom Bericht
Kenntnis und bezeichnete ihn als wichtige Anregung fir seine zuklnftige Politik. Er
setzte im weitern eine interdepartementale Arbeitsgruppe ein, die Uberprufen soll,
welche konkreten Massnahmen sich als Konsequenz aus den Ergebnissen der Studie fur
den Bund aufdrangen. Mit der Uberweisung eines Postulats Longet (sp, GE) forderte der
Nationalrat die Regierung zu einer ausfuhrlichen Stellungnahme und zur Vorlage eines
Zeitplans fur die zu ergreifenden Massnahmen auf. Der Nationalrat regte mit einem
Postulat (Po. 85.230) die vermehrte Anwendung marktwirtschaftlicher Instrumente
(namentlich Lenkungsabgaben) in der Umweltschutzpolitik an "

Die neuen Technologien fanden nicht nur unter dem Gesichtspunkt des von ihnen
erwarteten Beitrags zur Umstellung auf ein qualitatives Wachstum Beachtung, sondern
ebenfalls unter dem Aspekt ihrer Bedeutung fiir die Erhaltung der Konkurrenzfahigkeit
der schweizerischen Wirtschaft bzw. ihrer Auswirkungen auf die Arbeitswelt. Die
politischen Parteien zeigten sich bestrebt, das Kenntnisdefizit, welches ihnen in diesen
Fragen attestiert worden war, zu beheben: Die FDP widmete ihren Parteitag dem Thema
«Neue Technologien», die SPS befasste sich an ihrem Parteitag eingehend mit den
Konsequenzen fur die Arbeitswelt. Die Férderung der Forschung und Entwicklung, wie
sie insbesondere von einigen européischen Staaten mit Nachdruck betrieben wird,
sowie die Tendenz zu wachsender internationaler Zusammenarbeit in Form von
Grossprojekten (z.B. EUREKA) liessen in der Schweiz den Ruf nach einem Uberdenken
der Forschungspolitik ertonen. Der Einsatz der politischen Behorden daflir, dass
schweizerischen Unternehmen die Teilnahme an derartigen Projekten nicht
verunmoglicht wird, wurde als vordringlich erachtet. Allgemeine Zustimmung fand auch
das Postulat einer besseren Koordination der Aktivitaten von Staat, Wissenschaft und
Wirtschaft. Die direkte Staatsbeteiligung an der praxisorientierten Forschung wird
hingegen vom Vorort als wettbewerbsverzerrend abgelehnt und darf seiner Meinung
nach nur in gut begrindeten Ausnahmeféllen wie beispielsweise in der
Umweltforschung geschehen. ?

Alors que les exportations helvétiques dans I'horlogerie sont en repli, la décision de
suspension provisoire des livraisons pour I'entreprise ETA rajoute de l'incertitude
selon les acteurs de la branche. En effet, la Comco a décidé de reporter sa décision sur
|'affaire de la position dominante d'ETA sur le marché des «mouvements» horlogers.
Etant donné le délai de production, ce report condamne les livraisons d'ETA en 2020.
Swatch Group, propriétaire d'ETA, a haussé le ton. Son patron Nick Hayek a clamé dans
la presse que la décision de la Comco était "incompréhensible et «inacceptable». Alors
que cette décision a déferlé sur la quiétude du secteur horloger, le verdict final ne sera
prononcé qu'en été 2020. ®

A la suite de la décision de la Comco de prolonger la suspension provisoire des
livraisons pour I'entreprise ETA, avec exemption pour les PME, Swatch Group a déposé
une plainte auprés du Tribunal administratif fédéral. En effet, Swatch Group estime
que l'accord de 2013 est arrivé a terme fin 2019 et que la concurrence a eu le temps de
s'adapter, comme prévu dans I'accord. Au contraire, la Comco est demeuré sceptique
quant a la libre concurrence sur le marché des mouvements horlogers. Ce scepticisme
a justifié, selon la Comco, le prolongement du délai prévu dans l'accord initial. La
Comco et Swatch Group ont continué de communiquer par presse interposée. La balle
est désormais dans le camp du Tribunal administratif fedéral. "
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Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Ab Anfang April 2016 sorgte ein internationales Journalistenkonsortium mit der
Veroffentlichung einer riesigen Datenmenge, die bei der panamaischen Anwaltskanzlei
Mossack Fonseca entwendet und den Medien zugespielt worden war, weltweit far
Aufsehen. Die sogenannten Panama Papers belegten, dass zahlreiche Politiker und
ihnen nahestehende Personen, darunter der britische Premier Cameron, der
islandische Premier Gunnlaugsson und ein Freund von Russlands Prasident Putin, an
Briefkastenfirmen beteiligt waren. Des Weiteren wurden Offshore-Konstrukte offenbar
dazu verwendet, Geld aus kriminellen Machenschaften zu waschen und vor dem Fiskus
zu verstecken.

Aus Schweizer Sicht besonders brisant war die Tatsache, dass auch Banken und
Anwaltskanzleien aus der Schweiz in die Konstruktion und den Unterhalt von
Briefkastenfirmen in Panama involviert waren. Dies rief alsbald die Politik auf den Plan:
Die Linke forderte die Finma dazu auf, die gegenwartige Geldwaschereigesetzgebung zu
Uberprifen. Insbesondere wurde als stossend erachtet, dass Anwalte nur dann dem
Geldwaschereigesetz unterstehen und zu entsprechendem Verhalten verpflichtet sind,
wenn sie direkten Zugriff auf die Finanzstrome ihrer Kunden haben, nicht aber, wenn es
sich lediglich um eine beratende Tatigkeit handelt. Ebenfalls infrage gestellt wurde die
Regelung, wonach sich Anwélte anstatt durch die Finma auch von
Selbstregulierungsorganisationen kontrollieren lassen konnen. Hingegen ausserten sich
Politiker von FDP und SVP dahingehend, dass die bestehenden Gesetze, sofern korrekt
und konsequent angewendet, ausreichend seien. ™

In seiner Stellungnahme auf entsprechende parlamentarische Vorstosse von links-
gruner Seite machte der Bundesrat klar, dass er auch nach den Vorkomnissen rund um
die Veroffentlichung der Panama Papers nicht gedenke, zusatzliche Anstrengungen
gegen Offshore-Konstrukte und gegen Briefkastenfirmen zu ergreifen. Die Regierung
verwies stattdessen auf die bereits getroffenen Massnahmen in diesem Zusammenhang
(Ubernahme des Automatischen Informationsaustauschs) und pladierte fir ein
international abgestimmtes Vorgehen. "

Daniela Stoffel a é&té nommée a la téte du Secrétariat d’Etat aux questions financiéres
internationales. Elle remplace Jorg Gasser qui a démissionné aprés seulement 21 mois
d’activite. ”

Alors que la Suisse s’est engagée pour le climat a travers I'’Accord de Paris et I’Agenda
2030 pour le développement durable, un groupe de travail, mené par le SFl, a été établi
par le Conseil fédéral afin d'évaluer et de proposer des solutions pour le
développement de la finance durable en Suisse. Ce groupe de travail aura comme
objectif de permettre a la place financiere helvétique d'étre compétitive en matiere de
finance durable. Des nouveaux tests de compatibilité climatique pour renforcer la
transparence seront notamment au cceur des travaux. ®

Alors que de nombreuses banques, par exemple UBS ou la banque cantonale Genevoise
(BCGE), commencent a répercuter les taux négatifs sur leurs clients, plusieurs
économistes ont remis en question l'efficacité de cette politique monétaire. Cette
stratégie qui vise & inciter les consommateurs & investir est dépendante des taux
d’intéréts que les banques fixent pour des hypothéques. D’aucuns prétendent que
cette manceuvre psychologique n'a qu’un impact faible. Certaines voix, par exemple, se
sont élevées pour des relances budgétaires et veulent inciter les gouvernements a
investir. "
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Le Conseil fédéral a confirmé son engagement pour le développement de la finance
durable en Suisse. Aprés avoir créé un groupe de travail en juin 2019, le Conseil fédéral
a précisé ses intentions. Il vise ainsi une publication systématique d'informations pour
les clients de la finance durable, un renforcement de I'obligation de diligence et la prise
en compte des effets climatiques lors des débats sur la stabilité des marchés
financiers. Le Département fédéral des finances (DFF) et ['Office fédéral de
I'environnement (OFEV) travaillent ensemble sur cette thématique qui sera également
un axe prioritaire pour la Suisse lors des discussions du G20 de 2020. %

Le Conseil fédéral a répété sa volonté de positionner la Suisse comme centre mondial
de la finance durable. Dans cette optique, Ueli Maurer (DFF) a présenté 13 pistes. Il a
cité par exemple une amélioration de la transparence pour lutter contre
|'"écoblanchiment d'argent, une meilleure évaluation du prix des risques ou encore une
collaboration internationale. Par contre, aucune mesure contraignante n'a été
présentée. D'un coté, I'Association suisse des banquiers (ASB) a salué le non-
interventionisme étatique au profit d'une allocation optimale du capital financier. D'un
autre coté, les milieux écologiques, et notamment les Verts, ont pointé du doigt la
naiveté du Conseil fédéral. Adéle Thorens (verts, VD) a indiqué que sans objectifs
contraignants, une simple responsabilisation des acteurs ne serait pas suffisante pour
respecter I'Accord de Paris. *

Les révélations sur les clients de Credit Suisse ont bousculé le secteur bancaire
helvétique. Pour étre précis, une fuite de données d'une source anonyme a permis a un
consortium de journalistes, emmené par le Siddeutsche Zeitung, de mettre en lumiére
de nombreux clients autocrates, trafiquants de drogues et d'étres humains, mais aussi
criminels de guerre présumés chez Credit Suisse. Si ces révélations sont venues
s'ajouter aux déboires du Credit Suisse, elles ont surtout attisé le débat au sein du
secteur bancaire helvétique. D'un coté, certains experts estiment que ces révélations
et ces pratiques appartiennent au passé et que de nombreuses réformes ont été
menées au sein de la place financiere helvétique. D'un autre co6té, d'autres experts
considerent qu'il faut non seulement apprendre de ces révélations, mais que des
efforts doivent encore étre faits. Ces deux visions se sont affrontées dans la presse.

En parallele, les révélations des «Suisse secrets» ont braqué les projecteurs sur la
liberté de presse en Suisse. En effet, selon I'article 47 de la loi sur les banques (LB), les
journalistes risquent des poursuites pénales s'ils publient des données bancaires
volées. Le débat s'est infiltré jusqu'au Parlement. La Commission de I'économie et des
redevances du Conseil national (CER-CN) a d'ores et déja affirmé qu'elle ménerait
prochainement des auditions sur la thématique de «la liberté de presse sur les
questions relatives a la place financiére» afin de déterminer si des adaptations Iégales
devaient étre entreprises. %

Geldpolitik

Deux dimensions de la politique monétaire de la Banque nationale suisse (BNS) ont été
scrutées dans la presse helvétique. D'un cbté, la politique et les directives de la BNS en
termes de finance durable ont été critiquées. Des investissements de la BNS, dans des
entreprises actives sur le marché du charbon, ont notamment été pointé du doigt. D'un
autre coté, plusieurs économistes ont mis en garde contre la tendance inflationniste.
Pour sa part, la BNS, par la voix de son président Thomas Jordan, a indiqué se réjouir du
retour timoré de l'inflation en Suisse. Des modifications majeures de la politique
monétaire de la BNS, comme la suppression des taux négatifs, ne semblent donc pas au
programme.
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Wettbewerbsfahigkeit

Der Bundesrat anerkannte in seiner Stellungnahme im Prinzip die Notwendigkeit eines
Abbaus der Stempelabgaben. Von den Uber den Parlamentsbeschluss von 1990
hinausgehenden Antragen akzeptierte er die Abschaffung der Emissionsabgabe auf
Fondsanteilen. Die angespannte Lage der Bundesfinanzen bewog ihn aber, den Verzicht
auf die Stempelsteuer bei Umstrukturierungen und Sitzverlegungen abzulehnen.
Ebenfalls aus Sorge um den Bundeshaushalt beantragte er, zu erwartende
Einnahmenausféalle nicht allein durch neue Finanzmarktsteuern fur Inlander teilweise
auszugleichen, sondern zur Kompensation auch das Versicherungsgeschéft
beizuziehen. #

Der schweizerische Finanzmarkt hat in den letzten Jahren wesentlich an Attraktivitat
eingebiisst. Eine wichtige Rolle spielte dabei die Deregulierungspolitik der meisten
westeuropaischen Staaten. Dazu gehodrte, namentlich in der EG, neben der Offnung der
Finanzmaérkte auch der  Abbau von steuerlichen Belastungen auf
Finanzmarktgeschaften. Um die Position der Schweiz wieder zu starken hatte das
Parlament im Vorjahr einer Revision des Stempelsteuergesetzes zugestimmt, welche
wesentliche steuerliche Wettbewerbsnachteile des schweizerischen Marktes aufhob.
Im Sinne eines politischen Kompromisses sollten freilich diese Beschllisse nur im
Rahmen einer gesamten Neuordnung der Bundesfinanzen Gultigkeit erlangen.

Banken

Gut drei Monate nach dem Fall BSI wurde eine weitere Schweizer Bank von ihren
getatigten Geschaften im Zusammenhang mit dem malaysischen Staatsfonds 1MDB
eingeholt: Die Zentralbank Singapurs entzog der Privatbank Falcon mit sofortiger
Wirkung ihre Lizenz und verfiigte damit deren Schliessung im Stadtstaat. Uberdies
verhéngte sie eine Busse von umgerechnet rund CHF 3,7 Mio. gegen die Falcon. Der
Bank wurden grobe Verfehlungen gegen die lokalen Geldwéschereibestimmungen sowie
~unstatthaftes Verhalten" vorgeworfen, was auf unkooperatives Verhalten bis hin zu
Verschleierungsversuchen durch die Bank hindeutete. Auch die Schweizer
Bankenaufsicht Finma wurde im Falle Falcon aktiv: Sie zog unrechtmassig erworbene
Gewinne in der Hohe von CHF 2,5 Mio. ein, erdffnete Enforcement-Verfahren gegen
zwei ehemalige Manager der Falcon, untersagte wahrend dreier Jahre neue
Geschaftsbeziehungen zu politisch exponierten Personen und verfligte Massnahmen,
die die Unabhéangigkeit des Verwaltungsrats der Bank verstéarken sollten.

Tags darauf eréffnete zudem die Schweizerische Bundesanwaltschaft ein Strafverfahren
gegen Falcon, weil der Verdacht bestand, dass die Bank zu wenig Vorkehrungen
getroffen habe, um Geldwéaschereidelikte rund um TMDB zu verhindern.

Neben Falcon musste auch die UBS fur ihre Vergehen im Fall IMDB geradestehen: Die
Behorden Singapurs verhangten gegen die Schweizer Grossbank eine Busse in der Hohe
von umgerechnet knapp CHF 1 Mio., weil diese ihre Kontrollpflichten vernachléssigt
habe.

En s'appuyant sur des rapports relatifs a I'établissement de bases juridiques pour la
Distributed Ledger Technologie (DLT) et la blockchain, et au risque de blanchiment
d'argent et du financement du terrorisme via des cryptoactifs, le Conseil fédéral a
estimé qu'il n'était pas nécessaire d'établir une Lex Blockchain spécifique. Au
contraire, il estime que les nouvelles technologies doivent étre intégrées dans la
|égislation actuelle. Néanmoins, il considere que des adaptations ponctuelles doivent
étre établies, notamment dans le droit sur les marchés financiers, le droit bancaire et le
droit de l'insolvabilité. ?¢

L'ex-dirigeant de la banque Raiffeisen Suisse, Pierin Vincenz, a été condamné a trois
ans et neuf mois de prison, ainsi qu'a une peine pécuniaire avec sursis de 280 jours-
amende a CHF 3'000. La chute de cette figure emblématique de la finance helvétique,
qui a fait de la banque Raiffeisen la troisieme banque du pays, a occupé le haut de
|'affiche dans les médias. Dans les faits, le ministere publique accusait I'ex-banquier
d'avoir effectué des montages financiers frauduleux, sur la période de 2007 & 2015. Au
final, I'ex-dirigeant a été reconnu coupable de gestion déloyale, d'abus de confiance et
de faux dans les titres. A l'inverse, les chefs d'accusation d'escroquerie et de
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corruption passive n'ont pas été retenus par la justice zurichoise. Cette décision
judiciaire ponctue ce polar médiatique. D'aprés les médias, cette condamnation
semble tourner la page de la période faste du secteur bancaire helvétique. Période
durant laquelle les contrats se signaient «autour d'une poignée de main» au détriment
parfois des réglementations financieres en vigueur. Seul le futur permettra de
déterminer si cette affaire marque effectivement un virage a 360 dégrée, ou alors un
simple détour, pour le couple justice et finance. ¥

Die aufgrund massiver Verluste und Skandale seit einiger Zeit in Krisenmodus stehende
Credit Suisse (CS) hatte 2022 mit einem Jahresverlust von CHF 7.3 Mrd. ihr schlimmstes
Jahr seit der Finanzkrise 2008 erlebt: So waren insgesamt CHF 123 Mrd. Kundengelder
von der Schweizer Grossbank abgeflossen, rekapitulierte etwa der Tages-Anzeiger das
vergangene Jahr. CS-Prasident Axel Lehmann hatte aber noch Ende Jahr
bekanntgegeben, dass die Geldabflisse abgenommen hétten und sich die Lage fur die
Grossbank wieder etwas beruhigt habe, so die NZZ. Dieser Zustand habe bis ins neue
Jahr angedauert, weshalb Hoffnung aufgekommen sei, dass die Grossbank die noch im
Herbst 2022 préasentierte Restrukturierung aus eigener Kraft schaffen wirde (TA). Im
Marz 2023 gab die Situation der Credit Suisse allerdings erneut Anlass zur Sorge um die
Zukunft der Schweizer Grossbank. Innert knapp zwei Wochen Uberschlugen sich
verschiedene Ereignisse, welche den Abfluss der Kundengelder wieder enorm
verstarkten und so den Aktienkurs der CS in die Tiefe fallen liess.

Am 7. Marz berichteten verschiedene Schweizer Zeitungen, dass die Grossbank einen
ihrer wichtigsten und loyalsten Aktionare verloren habe. So gab das US-amerikanische
Investmenthaus Harris Associates bekannt, die Zukunftsfahigkeit der Schweizer Bank
nach jahrelanger Kritik am CS-Management nun grundsatzlich infrage zu stellen und
deshalb samtliche Aktien zu verkaufen. Noch im August 2022 hatte das Unternehmen
zehn Prozent der CS-Aktien gehalten und war damit die grosste Aktionérin der CS
gewesen. Bereits Ende Jahr seien die Anteile aber aufgrund des in den vergangenen
Jahren sinkenden Aktienkurses der CS auf rund drei Prozent gesenkt worden. Der
Verkaufszeitpunkt erstaunte die NZZ, da der Wert der CS-Aktien mit 2.72 CHF nur wenig
Uber dem Allzeittief von CHF 2.57 von Anfang 2022 lag.

Fur weitere Schlagzeilen und damit fir einen Kurseinbruch sorgte die an der New
Yorker Borse kotierte Schweizer Grossbank bereits zwei Tage spater am 9. Marz. Denn
als sie ihren Geschaftsbericht in den USA veroffentlichen wollte, verhinderte die US-
amerikanische Borsenaufsicht dieses Vorhaben mit der Begriindung, dass es offene
Fragen und Fehler bei den Jahresrechnungen 2019 und 2020 gebe, die vor
Veroffentlichung geklart werden mussten - ein Novum, wie die Presse berichtete. Die
CS gab in der Folge bekannt, dass sie die Verdffentlichung des Berichts zur Abklarung
dieser Punkte verschoben habe, wobei die Finanzergebnisse 2022 von der
Verschiebung allerdings nicht betroffen seien. Fir die in Vertrauensfragen bereits
angeschlagene CS, die es sich zum Ziel gesetzt habe, eine bessere Risikokultur zu leben,
sei dieser Fehler schadlich und das Timing ausserst unglnstig, kritisierte etwa die NZZ.
Der Aktienkurs fiel in der Folge an diesem Donnerstag zeitweise um bis zu 6 Prozent in
die Tiefe und kam so dem Allzeittief der CS-Aktie nahe (Blick), bevor der Kurs
schliesslich bei CHF 2.62 schloss (NZZ, TA). Die Auswirkungen der Verschiebung waren
auch noch am Freitag splrbar, als der Kurs teilweise deutlich unter die Marke von CHF
2.50 fiel (NZZ) und so das bisherige Allzeittief unterschritt.

In den darauffolgenden Tagen kam es in den USA durch einen «Bank Run wie aus einem
Lehrbuch», wie es der Blick nannte, - also dem Ansturm der Kundinnen und Kunden auf
Banken - und dem anschliessenden Kollaps von drei Regionalbanken zu einer
regelrechten Bankenkrise. Diese liess das Vertrauen in das Bankenwesen international
einbrechen, was einen Anstieg der Risiken und somit der Kreditzinsen zur Folge hatte,
berichtete die Presse ab dem 13. Marz. Dadurch stiegen die Zweifel am
Finanzmarktsystem als Ganzes, was auf den Finanzmarkten international Panik und
damit laut Blick und NZZ eine Talfahrt der Aktienpreise verschiedenster Banken
ausloste. Fur die CS veranderten sich die Voraussetzungen in Folge dieser US-
amerikanischen Bankenkrise bis zum 15. Mérz drastisch: Der Einbruch der
Finanzmarktstabilitat nédhrte die Zweifel an der bereits angeschlagenen CS weiter,
wodurch die CS-Aktien Uberdurchschnittlich stark an Wert verloren und mit CHF 2.12
einen negativen Rekord erzielten (-14%), wie der Blick berichtete. Die Finma gab im
Zuge dieser Krise bekannt, die Situation der von ihr beaufsichtigten Banken genau zu
analysieren, dusserte sich allerdings nicht konkreter zur CS.

Zu diesem Zeitpunkt zeigten sich die Medien gespalten zur Lage der CS: Einerseits
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wurde vor einem Kollaps gewarnt, andererseits sah beispielsweise der Tages-Anzeiger
die CS noch nicht am Rande des Zusammenbruchs, solange sich unter den
Kleinsparenden keine Panik ausbreite. Und selbst in diesem Fall vertraute die Zeitung
auf die noch keinem Praxistest unterzogenen Too-Big-To-Fail-Regeln. Zudem habe das
Kernkapitel der CS Ende 2022 weiterhin Uber 14.1 Prozent betragen, womit sie die
Mindestanforderungen der Finma erfulle, so die NZZ.

Der knapp eine Woche zuvor verschobene Geschéftsbericht wurde schliesslich am
Dienstag, dem 14. Marz, publiziert und brachte sowohl gute als auch schlechte
Neuigkeiten fur die CS mit sich, wie die NZZ schrieb. Der CS-Bonuspool sei erneut
deutlich verkleinert worden - auch beim Verwaltungsratsprasidenten und der
Geschaftsleitung -, womit die CS ein «kleines Zeichen gesendet [hatl, dass sie der seit
Jahren propagierten Kultur der Verantwortung nachleben will» (NZZ). Gleichzeitig sei
der Geschéftsleitung fur die Erreichung aller Restrukturierungsziele bis 2025 ein
Transformationsbonus versprochen worden. Zudem sei die Trendwende bei den
Abflissen der Kundengelder nicht erreicht worden. Diese seien zwar schwacher als
noch im letzten Quartal, noch immer schmelze jedoch die Kapitalisierung der CS weg,
so die NZZ. Die Bank befande sich in einem «Teufelskreis» (NZZ): Setze sie noch weitere
Sparmassnahmen um, nutze die Konkurrenz die Gunst der Stunde, um der CS die
Beratenden und deren Kundschaft abzuwerben. Diese Zukunftsaussichten erkléarten
auch die tiefen Aktienkurse, denn bei unsicheren und intransparenten Aussichten bei
Banken verkauften Anlegende ihre Anteile lieber friher als spater, so die Einschatzung
der NZZ.

Als ein Vertreter der Saudi National Bank, der gréssten verbliebenen Investorin der CS,
am Morgen des 15. Méarz in einem Interview neben einem Vertrauenszuspruch
erwéhnte, dass die saudische Bank «aus vielen Grinden, abgesehen vom einfachsten
Grund, namlich den regulatorischen und gesetzlichen» keine weitere Liquiditat in die
bereits schlingernde CS investieren werde, erlebten die CS-Aktien einen erneuten
Kurszerfall. Obschon diese Information gemass der Aargauer Zeitung keine Neuigkeit
gewesen sei, da die Bank dies schon bei ihrem Einstieg im Oktober 2022 angeklndigt
hatte, 16ste die Ausserung auf den internationalen Aktienmarkten panikartige Verkaufe
aus und beschleunigte die Talfahrt der CS-Aktien. Bereits eine halbe Stunde, nachdem
das Interview publik geworden war, erreichte der Aktienkurs die 2-Franken-Marke und
noch am Mittwochnachmittag mit CHF 1.55 ein neues Rekordtief (-30 %). Gleichzeitig
erreichte die Risikoprémie zur Versicherung von Geldgebenden gegen Zahlungsausfélle
der CS einen Héchstwert, was laut Blick als Vorbereitung der Geldgebenden auf einen
Konkurs der Bank zu deuten sei. CS-Préasident Axel Lehmann gab gegenlber der Presse
noch an diesem Tag bekannt, dass eine staatliche Hilfe fiir die Bank «kein Thema» (AZ)
sei. Wie der Tages-Anzeiger hingegen berichtete, habe die CS am spateren
Mittwochnachmittag die SNB und die Finma um ein 6ffentliches Signal gebeten, um den
Markt zu beruhigen. Die CS-Aktie kam bei Boérsenschluss schliesslich mit einem Minus
von 24 Prozent bei CHF 1.70 zu stehen (TA, AZ).

Noch am gleichen Abend gaben die Finma und die SNB in einer gemeinsamen
Stellungnahme bekannt, dass die CS die fur systemrelevante Banken geltenden Kapital-
und Liquiditatsanforderungen erfille. Zudem sicherten sie der CS im Bedarfsfall
zuséatzliche Liquiditat zu. Noch in der Nacht auf Donnerstag stellte die SNB der CS im
Rahmen der Emergency Liquidity Assistance (ELA) CHF 50 Mrd. an ausserordentlicher
Liquiditatshilfe zur Verfligung, berichteten verschiedene Zeitungen am Donnerstag.
Geméss Tages-Anzeiger erfolgte diese Liquiditatsspritze nicht im Rahmen der TBTF-
Gesetzgebung, denn die CS sei nicht von einem ungeordneten Konkurs betroffen. Mit
der Liquiditatsspritze erfllle die Nationalbank lediglich ihren Auftrag, die
Finanzstabilitdat der Schweiz zu gewéhrleisten. Dies schien den Markt tatsachlich zu
beruhigen, die Aktie stieg bis zum Bdrsenstart am Donnerstagmorgen um 32 Prozent
auf CHF 2.28 an. Dieser positive Effekt hielt allerdings nur kurz an, denn bereits am
Freitag, einen Tag nach der Intervention, kehrten die Unsicherheiten und die Gertchte
zurtick und die CS-Aktie fiel erneut um 8 Prozentpunkte auf 1.86 Franken - «Der SNB-
Effekt war dahin», urteilte die Aargauer Zeitung. Das grosste Problem sei auch weiterhin
der anhaltende Abfluss von Kundengeldern, wobei dieser womdglich durch die SNB-
Liquiditatsspritze im Sinne von «Abheben, solange Geld da ist» beschleunigt worden
sei, so die Aargauer Zeitung weiter.

Fir mediale Aufregung sorgte das Stillschweigen der Regierung. Als die
Medienkonferenz  nach der wochentlichen  Sitzung des  Bundesrats am
Mittwochnachmittag abgesagt wurde, machten insbesondere zwei Thesen die Runde:
Einerseits kdonne jede Aussage des Bundesrats erhebliche Auswirkungen auf das
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Verhalten der CS-Kundschaft und entsprechend auf die Aktienkurse haben, denn
«jeder in bester Absicht gedusserte Satz wird von den Markten interpretiert», wie der
Tages-Anzeiger argumentierte. Das «beharrliche Schweigen» aus dem Bernerhof kénne
aber auch als Zeichen einer grésseren Operation, die noch im Gange sei, interpretiert
werden, fasste der Tages-Anzeiger die andere Seite zusammen. Auf jeden Fall schien
der Fall «CS» noch nicht vorbei zu sein.

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

Par ailleurs, la CE a annoncé une modification de sa politique agricole commune
consistant en un remplacement progressif du systéme des prix subventionnés par
|'allocation de versements compensatoires. Si cela va dans le sens des réformes
entreprises en Suisse, les autorités helvétiques ont néanmoins déclaré que, de par la
baisse des prix que cela entrainerait, des problemes de concurrence seraient posés aux
agriculteurs helvétiques.

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Mitte Oktober 2018 erdffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision des
StromVG. Von der Anpassung des Stromversorgungsgesetzes erhoffte sich der
Bundesrat die langfristige Gewahrleistung der Versorgungssicherheit, eine verbesserte
Integration von erneuerbaren Energien in den Strommarkt und eine wirtschaftliche
Effizienzsteigerung. Kernelement der Vorlage bildete die vollstandige Liberalisierung
des Schweizer Strommarktes mit der freien Wahl des Stromanbieters fur alle. Eine
solche Marktéffnung wurde vom Parlament schon im Jahr 2007 ins Gesetz
aufgenommen, bisher aber in einer ersten Offnungsetappe nur fir Grosskunden
umgesetzt. Die Endkunden sollen so kunftig ihr Versorgungsmodell und ihren Anbieter
selbstandig  wahlen kénnen. In  einem einfachen und standardmassigen
Grundversorgungsmodell sollen Endkunden ausschliesslich Strom aus der Schweiz
erhalten, der einen Mindestanteil an erneuerbaren Energien enthélt und insbesondere
die Schweizer Wasserkraft starkt. Um die Versorgungssicherheit zuséatzlich zu stéarken,
wollte der Bundesrat mit der Revision die Grundlage fir Ausschreibungsmodelle fur die
Errichtung von Speicherreserven gesetzlich verankern, die Stromengpasse in
schwierigen Situationen ausgleichen koénnten. Bezlglich der Effizienz wollte der
Bundesrat mit den vorgeschlagenen Massnahmen mehr Anreize schaffen, um das
Stromnetz moglichst optimal zu nutzen und teure Kapazitatsausbauten zu vermeiden.
So sollen beispielsweise die Beanspruchung des Netzes - das heisst die bezogene
Leistung in Kilowatt - gegenliber der bezogenen Energiemenge (Kilowattstunden) bei
der Berechnung der Netznutzungstarife mehr ins Gewicht fallen. Teure Netzausbauten
will der Bundesrat auch mit einer erhdhten Flexibilitat vermeiden, indem beispielsweise
der Verbrauch mittels Anreizen besser auf die Produktion abgestimmt wird. Dank der
sogenannten «Sunshine-Regulierung» sollen schliesslich Endkunden durch die EICom
verlassliche und transparente Informationen Uber die Leistung und Kosteneffizienz der
Verteilnetzbetreiber erhalten. Auch im Bereich der Messdienstleistungen wollte der
Bundesrat mehr Wahlfreiheiten gewédhren und den Markt stéarker spielen lassen. Die
Vernehmlassung dauert bis Ende Januar 2019. *°

Der geplanten Revision des Stromversorgungsgesetzes (StromVG) - die eine langfristig
sichere, effiziente Stromversorgung anstrebt, welche gleichzeitig die Ziele der
Energiestrategie 2050 wumsetzt - wurde in der Presse grosses Interesse
entgegengebracht. Vor allem die Themen Liberalisierung, Wahl des Stromanbieters fur
Haushalte, das Stromabkommen mit der EU und ungleiche Tarife wurden dabei in den
Berichten aufgenommen.

Die Stromkosten, welche die Haushalte bezahlen, setzen sich aktuell etwa zur Hélfte aus
Netzkosten und zur anderen Hélfte aus den Stromverbrauchskosten sowie aus Steuern
und Abgaben zusammen. Die Gesetzesrevision, die sich bis Ende Januar 2019 in der
Vernehmlassung befand, will bei den Stromkosten und den im internationalen Vergleich
hohen Netzkosten ansetzen und baut deshalb auf zwei grossen Eckpfeilern auf.
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Auf der einen Seite sollen unter dem Oberbegriff Strommarktregulierung (teilweise
unter dem Begriff verbessertes Marktdesign bekannt) drei Ziele erreicht werden:
Erstens soll die Versorgungssicherheit gewahrleistet werden, indem nebst einer
besseren Zusammenarbeit mit der EU wund einer neuen Konzeption der
Stromversorgung auch eine zusatzliche Speicherreserve flir mogliche Engpésse im
Winter entsteht. Zweitens sollen durch verschiedene Massnahmen die erneuerbaren
Energien marktnah in die Schweizer Stromlandschaft integriert und im gleichen
Atemzug die Ziele der Energiestrategie 2050 marktseitig umgesetzt werden. Drittens
soll die wirtschaftliche Effizienz geférdert werden, indem neu Angebot und Nachfrage
den Preis bestimmen, die Haushalte mit ihrer Angebotswahl Impulse auf dem Markt
setzen kénnen und dadurch Anreize flr das Schaffen neuer, innovativer Produkte
entstehen. Als zentralste Massnahme bei der Strommarktregulierung gilt deshalb die
vollstandige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes, die mit einer freien Wahl des
Stromanbieters fir alle Unternenmen und Haushalte einhergeht - dieses Recht stand
bis anhin nur den grésseren Unternenmen zu. Da auf einem solchen freien Markt die
Preise flexibler sind und moglicherweise die Gefahr von Preismissbrauch besteht, soll
nach den Vorstellungen des Bundesrats ein Grundversorgungsmodell bestehen bleiben,
das gemaéass den Zielen der Energiestrategie 2050 aus einem Schweizer Strommix
besteht und deren Bestrebungen marktnah umsetzt. In dieses Grundprogramm sollen
die Kunden nach Wunsch wieder zurlckkehren kénnen. Diese vollstandige
Liberalisierung des Stromanbietermarktes - nicht aber des Stromnetzes, dies bleibt ein
Monopol - bildet eine zentrale Bedingung fir den Abschluss eines
Strommarktabkommens mit der EU, das den Zugang zum européischen
Strombinnenmarkt fur die Schweiz neu regelt. Letzteres Abkommen bedinge aber
gemass Energieministerin Doris Leuthard vorab eine Einigung im Streit um das
Rahmenabkommen zwischen der Schweiz und der EU, in welchem es um den
Marktzugang generell geht.

Auf der anderen Seite gilt die Netzregulierung als zweiter grosser Eckpfeiler der
Revision. Auch hier sollen drei grobe Unterziele erreicht werden. Hierzu zéhlen eine
erhohte Verursachergerechtigkeit, eine verbesserte Effizienz sowie mehr Transparenz
bei den Netzbetreibern. Punkto Effizienz soll eine Verbesserung des
Regulierungsrahmens erfolgen, welche den neuen Technologien besser Rechnung tragt.
So sollen beispielsweise 6konomische Knappheiten die Netznutzung besser steuern:
Anstatt die Netze weiter auszubauen und die Kosten auf die Konsumenten
weiterzuverrechnen, soll beispielsweise die Ladung von Elektromobilen mittels
Marktkraften und intelligenter Technologie in Stunden verlegt werden, in denen die
Netze weniger stark beansprucht werden. Wahrendem dieses Unterziel in den Medien
kaum auf Interesse stiess, flammte die Frage um die Transparenz und die
Verursachergerechtigkeit in den Medien stark auf. So nahmen beispielsweise die Basler
Zeitung und der Tagesanzeiger dieses Ziel als Grundlage fur Berichte Uber
Rechnungstricks der Stromverteiler bei Netzabgaben. Uber die teilweise
ungerechtfertigten und unterschiedlichen Netzabgaben in den Kantonen und
Gemeinden - als Beispiel nannten die Medien die durchschnittlichen jahrlichen
Netzgeblihren eines Vierpersonenhaushalts der beiden benachbarten Gemeinden
Safern (BE) mit CHF 313 und Orpund (BE) mit CHF 518 - zeigten sich in den Medien
Politikerinnen und Politiker aus verschiedensten Parteien empodrt. Der «Blick»
berichtete zudem Uber grosse Unterschiede und mogliche Missstdnde bei der
Betrachtung der totalen Stromrechnung: So bezahle ein durchschnittlicher
Vierpersonenhaushalt in der Gemeinde Zwischenbergen (VS) nur gut CHF 268 pro Jahr,
Haushalte in Basel-Stadt hingegen mussten flr die gleiche Strommenge eine Rechnung
von rund CHF 1253 begleichen.

Energieministerin Doris Leuthard rechnete Ende 2018 im Interview mit der
Wirtschaftszeitschrift «Die Volkswirtschaft» des SECO damit, dass es vermutlich noch
etwa vier Jahre dauern werde, bis die tatsachliche Marktéffnung erfolgen wird. Die
Vorlage musse nach der Vernehmlassung zuerst noch durchs Parlament und eventuell
noch eine Referendumsabstimmung Uberstehen. Ein fakultatives Referendum sei wohl
zu erwarten, da die verschiedenen Eigentimer der Verteilnetzbetreiberfirmen,
darunter auch die Kantone und Gemeinden, derzeit von den gebundenen Haushalten
und KMU profitierten. Bis zu einem neuen Abkommen mit der EU bestinden somit noch
einige Hurden. Je langer man jedoch damit warte, desto teurer werde es flr die
Schweizer Konsumenten, so Leuthard in einem Interview mit der Handelszeitung. *'
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.01.2019
MARCO ACKERMANN

Ende Januar 2019 endete die Vernehmlassungsfrist zur Revision des StromVG und damit
zur Frage nach der vollstdndigen Liberalisierung des Schweizer Strommarktes. Eine
Mehrheit der Kantone, der Wirtschaftsverbédnde und der Parteien sprach sich zwar far
eine im Kern der Vorlage umzusetzende Liberalisierung des Schweizer Strommarktes
aus, jedoch ausserten viele Vernehmlassungsteilnehmende Vorbehalte, insbesondere in
Bezug auf fehlende Unterstlutzungsmassnahmen flr erneuerbare Energien und die
Wasserkraft.

Die Wirtschaft zeigte sich in der Vernehmlassung gespalten. Auf der einen Seite stand
der Dachverband Economiesuisse, der die Liberalisierung des Strommarktes begrusste.
Ebenfalls als winschenswert stufte der Wirtschaftsdachverband dabei das vom
Bundesrat vorgeschlagene Grundversorgungsmodell ein, da damit die Schweizer
Wasserkraft gestarkt werden kénne. Weitere Unterstitzungsmassnahmen lehnte der
Verband aber ab. Das marktnahe Modell flr die Grosswasserkraft, wie es das von der
Stimmbevodlkerung angenommene EnG von 2016 (Referendum ENS 2050) vorsah,
wollten Industrie-, Wirtschafts- und Gewerbeverbande mit einem sogenannten Energy-
Only-Markt erreichen, bei dem nur die tatsachlich erzeugte Strommenge vergutet wird,
nicht aber die Bereitstellung von Stromkapazitaten, wie dies bei einem regulierten
Kapazitatsmarkt der Fall ist. Auf der anderen Seite blickte die Strombranche mit dem
Dachverband VSE einer Liberalisierung kritisch entgegen, da der verstarkte Wettbewerb
noch weniger Anreize schaffe, in der Schweiz Investitionen in die Strominfrastruktur zu
tatigen. Das vorgeschlagene marktnahe Modell, welches gemass bestehendem EnG die
auslaufenden Marktprémien flur die Grosswasserkraft ablésen soll, mlsse deshalb
zwingend von zusatzlichen Investitionsanreizen begleitet werden. Das vorgesehene
Grundversorgungsmodell, zu dem Konsumentinnen und Konsumenten jederzeit wieder
zurtckkehren kénnen und das zu vom Bundesrat vordefinierten Konditionen (Preis und
Strommix) angeboten werden muss, stufte der Verband zudem als eine
«Produktvorgabe» ein und lehnte dieses ebenfalls ab.

Sowohl Economiesuisse als auch die Strombranche bewerteten hingegen die geplante
Speicherreserve als begrissenswert, wobei der VSE anmerkte, dass diese Massnahme
nicht ausreiche, um langfristigen Versorgungsengpéassen entgegenzuwirken.

Fur eine Strommarktéffnung argumentierten unter den Parteien die CVP, FDP, GLP und
die SVP. Die SP und die Grunen stellten sich - zusammen mit
Arbeitnehmerorganisationen und Gewerkschaften - grundséatzlich gegen eine
Strommarktéffnung, insbesondere wenn einheimische erneuerbare Energien zu wenig
unterstitzt werden. Eine Liberalisierung sei zudem vom Zustandekommen eines
Stromabkommens mit der EU abhangig zu machen, forderten die beiden linken
Parteien. Diesen Gedanken lehnte die SVP in ihrer Stellungnahme ab, die den
Liberalisierungsschritt nicht als «Prajudiz» fir ein Stromabkommen mit der EU
betrachten wollte. Letzteres sei nur dann abzuschliessen, wenn dies im Interesse der
Schweiz stehe und deren Souveranitat nicht einschranke. Ein sehr wichtiger Kritikpunkt
der Vorlage war zudem die Frage der Begleitmassnahmen: Alle grésseren Parteien,
ausser der FDP, vermissten in der Vorlage Unterstitzungsmassnahmen flr einheimische
erneuerbare Energien und/oder die Wasserkraft. Das von der Energiewirtschaft
(Mehrzah!l der Verbande von Verteilnetzbetreibern sowie kleineren Energieversorgern)
kritisierte Grundversorgungsmodell fand bei der SP und den Grinen sowie bei CVP und
SVP Zuspruch, wobei sich die Parteien bei der Frage der Preisregulierung uneinig
waren: CVP und SVP wollten von Preisvorgaben im Grundversorgungsmodell absehen.
Die FDP wollte zudem erreichen, dass das Grundversorgungsmodell nicht in den
Handen der Netzbetreiber liegt, sondern in die Verantwortung des Stromlieferanten
gegeben wird, und die GLP brachte erneut die Idee von Lenkungsabgaben ins Spiel. Die
Grunen verlangten des Weiteren, den Anteil an erneuerbaren Energien beim
Grundversorgungsmodell bei 100 Prozent anzusetzen und nicht wie im Vorentwurf
vorgesehen nur zu einem «gewissen Anteil».

Einhelliger Tenor herrschte unter den Parteien - wie unter den Wirtschaftsverbadnden -
schliesslich  bei der Frage der Speicherreserve zur Absicherung der
Versorgungssicherheit, den SP, Griine, CVP, GLP, FDP und SVP prinzipiell unterstitzten.

Unter den Kantonen begrissten Aargau, Bern, Basel-Stadt, Luzern, St. Gallen,
Schaffhausen sowie Thurgau die Vorlage grosstenteils. Ablehnend oder nur mit
teilweiser Zustimmung standen dem Vorhaben die Westschweizer Kantone Waadt, Genf
und Jura sowie die Regierungskonferenz der Gebirgskantone (RKGK) - d.h. die Kantone
Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus, Appenzell Innerrhoden, Graublinden, Tessin und
Wallis = gegenuber. lhre primére Kritik war, dass mit der Vorlage zu wenig Investitions-
und zu geringe Planungssicherheit flir die Energiewirtschaft geschaffen werde. Der

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.24

12



GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.01.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Kanton Genf fand hier deutliche Worte und erklarte, dass er den zweiten
Offnungsschritt unter diesen Bedingungen ablehne. Der Kanton Zirich monierte, dass
mit den vorgesehenen Massnahmen die Stromversorgungssicherheit bis 2035 nicht
ohne Weiteres gesichert sei, und forderte, dass der Selbstversorgungsgrad der Schweiz
und die dazu noétigen Massnahmen, insbesondere im Bereich der Wasserkraft,
festgelegt werden. Er begrisste aber prinzipiell die Offnung des Strommarktes.

Grundsatzlichen Zuspruch fanden in der Vernehmlassung auch die weiteren
Massnahmen im Bereich der verbesserten Verursachergerechtigkeit, der
Flexibilisierung und der Effizienzsteigerung in den Verteilnetzen, wobei die genauen
Vorstellungen zur Ausgestaltung teilweise auseinanderklafften. Beispielsweise bei der
verursachergerechten Netztarifierung wlrden einige Vernahmlassungsteilnehmende
zwecks erhdhter Flexibilitat eine Umsetzung der Massnahmen auf Verordnungsebene
bevorzugen. Umstritten blieb auch die geplante Einflhrung der Wahlfreiheiten im
Messwesen, wobei die Verteilnetzbetreiber aufgrund des zuséatzlichen Aufwands
mehrheitlich deren Verzicht forderten, wohingegen verschiedene Wirtschaftsverbénde
sowie die FDP und die GLP sogar eine Ausweitung des Vernehmlassungsvorschlags
winschten.

Anders als ihre Vorgangerin Doris Leuthard werde die neu ins UVEK gewechselte
Simonetta Sommaruga, die eine Liberalisierung wohl lieber noch etwas auf die lange
Bank geschoben hatte, regelrecht zu einer Liberalisierung «verknurrt», stellte die NZZ
fest. GegenlUber derselben Zeitung erklérte die neue Energieministerin, dass es
gleichzeitig eines Abkommens mit der EU bedurfe, um die Vorteile der Liberalisierung
splren zu kénnen. Die vollstandige Liberalisierung des Schweizer Strommarktes bilde
die Voraussetzung fur den Abschluss eines Stromabkommens mit der EU, welches
schon seit Jahren diskutiert werde und die Versorgungssicherheit nachhaltig steigern
sollte. Wie die Medien weiter berichteten, drohte der Schweiz aufgrund des fehlenden
Abkommens Ende 2019 der Ausschluss aus der neuen EU-Handelsplattform fir den
Regelenergiemarkt «Projekt TERRE». Bevor allerdings ein Stromabkommen
abgeschlossen werden kénnte, brauchte es zuerst eine Einigung zur Frage des
Rahmenabkommens zwischen der Schweiz und der EU, weshalb es noch ein langerer
Weg bis zu einem solchen Stromabkommen werden kénnte. Bezlglich der vielseitig
geausserten Bedenken zu den fehlenden Anreizen bei erneuerbaren Energien gab
Bundesratin  Sommaruga bekannt, die Liberalisierung mit einem gleichzeitigen
Forderprogramm (Revision des EnG) begleiten zu wollen. *

Energiepolitik

Au début de I'année 2022, la presse a relayé que la société Alpiq, propriétaire de
nombreux barrages alpins et en excellente financiére, a récemment frolé la mise en
faillite a cause d'un mécanisme de sureté financiére qui régit les bourses de
|'électricité et les contrats de gré a gré sur le marché de I'électricité. Dans les faits, la
tension sur le marché du gaz et les pannes a répétition des centrales nucléaires
francaises ont imposé une trés forte volatilité sur le marché de I'électricité en Europe.
Etant donné que les fournisseurs d'électricité doivent fournir des garanties contre le
risque de défaillance, une forte hausse des prix de I'électricité a forcé les fournisseurs
a présenter des garanties financieres extrémement élevées. Dans le cas d'Alpiqg, ces
garanties financiéres se sont élevées, d'un jour a l'autre, entre CHF 500 millions et CHF
1.5 milliards en cash. Incapable de fournir cet argent ou de I'obtenir en prét a court-
terme via une banque, Alpig a donc été forcée d'anticiper une demande d'aide
financiere aupres de la Confédération. La conseillere fédérale Simonetta Sommaruga,
|'Office fédérale de I'énergie (OFEN) et le régulateur du marché de I'électricité (EICom)
ont ainsi été contactés en urgence durant la période de Noél. Au final, si une aide
financiere n'a finalement pas du étre contractée par la Confédération, le Département
fédéral de I'environnement des transports, de I'énergie et de la communication (DETEC)
s'est saisi du dossier. Il évaluera, dans les prochains mois, s'il est nécessaire de légiférer
afin d'éviter la répétition d'une telle situation. En effet, un scénario identique dans le
futur ne peut pas étre écarté, en particulier durant les mois d'hiver. %
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DATUM: 03.02.1993
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 02.04.1993
MARIANNE BENTELI

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.07.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

In Zusammenhang mit der Totalrevision des Krankenversicherungsgesetzes machte die
Kartellkommission eine Reihe von Anregungen, welche kostendampfenden
Wettbewerb in die soziale Krankenversicherung bringen sollten. Die Kommission ging
von der Feststellung aus, dass im Schweizer Gesundheitswesen — anders als in einem
funktionierenden Markt — die Preise bei steigendem Angebot nicht sinken. Trotz stetig
zunehmenden Arztezahlen in den vergangenen Jahren gaben die Tarife nicht nach. Das
arztliche Einkommen sei durch die Zahlungspflicht der Krankenkassen quasi garantiert,
konstatierte die Kartellkommission und empfahl, das in den Standesregeln der
kantonalen Arztegesellschaften festgelegte Konkurrenz- und Vertragsabschlussverbot
sei ebenso aufzuheben wie die durch Meistbeglinstigungs- und
Ausschliesslichkeitsklauseln fixierte Tarifordnung. Dadurch erhielten die Kassen die
Méglichkeit, nur mit besonders glnstigen Medizinern Tarifvertrage abzuschliessen.
Nach Auffassung der Kartellkommission sollen auch die Krankenkassen aus der
Verbandspflicht entlassen werden, was ihnen ein wettbewerbsorientierteres Vorgehen
ermoglichen wirde. Den Kassen wurde empfohlen, das Verbot von Preis- und
Leistungsvergleichen zu lockern und das Abwerbeverbot von bereits Versicherten
aufzuheben. Problematisch erschien der Kommission auch die Rolle der Kantone, die
als Finanzierer offentlicher Spitéler sowohl Vertragspartei als auch Richter in eigener
Sache sind, wenn Vertragsverhandlungen zwischen Spitalern und Kassen scheitern, da
im Streitfall heute die Kantone festlegen, welche Tarife zur Anwendung kommen. Vom
Bund wunschte sich die Kommission eine aktivere Rolle in der Spitalplanung. Das mit
den vorgeschlagenen  Anderungs- und  Ergénzungsvorschlégen  verbundene
Sparpotential wurde langerfristig auf zwei bis drei Milliarden Franken geschatzt. 3

Im Gegensatz zum Konkordat der schweizerischen Krankenkassen, welches diese
Vorschlage positiv aufnahm, wurden sie von der Verbindung der Schweizer Arzte (FMH)
als Schritt in Richtung zur Zweiklassenmedizin abgelehnt. Doch auch der Bundesrat,
welcher in seiner Vorlage selber kein Kartellverbot vorgesehen hatte, sprach sich fiir
eine diesbeziigliche Verscharfung des neuen Krankenversicherungsgesetzes aus,
Uberliess es aber dem Parlament, Uber eine allfdllige Ergdnzung im Sinn der
Kartellkommission zu entscheiden. *°

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Das Aus sowohl fur Tele24 als auch fur TV3 heizte die Diskussionen Uber die
Realisierbarkeit von Privatfernsehen in der Schweiz erneut an. Noch vor Schliessung
der beiden Sender war seitens der Privaten harsche Kritik an der Politik des Bundes
gelbt worden. Roger Schawinski, Albert Staheli (Tele Bérn) und Peter Wanner (Tele M1,
Tele Tell) hatten zum Frontalangriff gegen die Schweizer Medienordnung ausgeholt und
an einer Pressekonferenz die moglichst rasche Liberalisierung der Werberegelungen
sowie einen massiven Zugriff auf die Gebthrengelder gefordert. Es herrsche eine krasse
Benachteiligung der privaten Anbieter gegenliber der SRG; die unfairen
Wettbewerbsbedingungen miussten mit der Zuleitung von mindestens 10% der
erhobenen Geblihren an die Privaten korrigiert werden. *
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.04.2010
MARC BUHLMANN

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Im Oktober ausserte die SP Kritik am staatlichen Rettungspaket fiir die von der
Finanzkrise stark betroffene Grossbank UBS. Levrat forderte die Grindung einer
Auffanggesellschaft durch Bund und Kantone, welche die Bank mit Kapital versorgen
und daflr umgekehrt UBS-Aktien erhalten solle. Das Darlehen der Nationalbank an die
UBS im Umfang von 60 Mia Fr. sei zudem zu hoch. Die SP forderte weiter strengere
Eigenkapitalvorschriften fir Banken und ein Verbot risikotreibender Boni. *

Dass die Partei die Geduld mit den Banken verliert, zeigte sich auch wenige Tage nach
der Weissgeld-Diskussion. Der Parteivorstand empfahl den Aktionaren der Grossbank
Crédit Suisse, den Vergutungsbericht an der Generalversammlung abzulehnen. Damit
sollte ein Zeichen gegen die hohen Boni gesetzt werden. *®

1) Presse vom 17.9.08; AB NR, 2008, S. 1717; AB NR, 2008, S. 1752.

2) AB NR, 1987, 1776 f.; AB NR, 1987, 1777 ff.; Presse vom 20.10. und 21.10.87; NZZ, 29.10. und 11.12.87; Ww, 29.10.87

3) AB NR, 1977, 5.1064 f.; Auer (1977). Partialrevision des Gesetzes Uber den unlauteren Wettbewerb.; Gesch.ber., 1977, S. 223
ff.; LNN, 2.2., 21.2., 22.4., 23.6.,5.7.77; Ldb, 8.2.77; BN, 18.2.77; NZZ,18.2., 14.10., 29.12.77; Vat., 25.2., 256.10.77; TA, 26.2.77;
Bund, 2.7.77; TLM, 14.10., 19.10.77; SNB, Geschéftsbericht, 70/1977, S. 24 f.; Veroffentlichungen der Schweizerischen
Kartellkommission, 12/1977
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